
International  11
WOZ   Nr. 21   22. Mai 2014

Höhere Steuern für Reiche! Weg mit der sozia-
len Ungleichheit! Ganz so pointiert klangen die 
wichtigsten Forderungen der SPD im Bundes-
tagswahlkampf 2013 zwar nicht. Aber immer-
hin: Vor dem September des vergangenen Jahrs 
bemühte sich die deutsche Sozialdemokratie 
nach Kräften, die Arbeitsmarktpolitik («Agen-
da 2010») der früheren rot-grünen Regierung 
von Gerhard Schröder vergessen zu machen. 
Die Steuerkürzungen für Unternehmen, die 
Öffnung des deutschen Finanzmarkts für 
Hedgefonds, die unsozialen Hartz-IV-Gesetze, 
all dies sei Vergangenheit, hiess es damals. Die 
SPD habe aus den Fehlern gelernt und werde 
wieder die Belange der Beschäftigten und Be-
nachteiligten ins Zentrum ihrer Politik rücken.

Doch mittlerweile sind die alten Wahl-
plakate geschreddert  – und mit ihnen die 
Versprechungen von gestern. Denn die Regie-
rungs-SPD des Parteivorsitzenden und Vize-
kanzlers Sigmar Gabriel positioniert sich heute 
deutlich anders.

Sicher: Die Gabriel-SPD kann Erfolge 
vorweisen. Es wird ein gesetzli-
cher Mindestlohn in Höhe von 
8,50  Euro pro Stunde kommen, 
offiziell bereits Anfang 2015, fak-
tisch aber erst Anfang 2017, da 
bis Ende 2016 noch viele Ausnah-
men und Abweichungen erlaubt 
sind  – vor allem für jene, die 
ihn dringend sofort bräuchten: 
 Jugendliche,  Langzeitarbeitslose, 
SaisonarbeiterInnen und älte-
re Lohnabhängige, deren Ren-
te nicht zum Leben reicht. Es 
kommt wahrscheinlich auch die 
Rente mit 63 Jahren – für die eher kleine Grup-
pe von FacharbeiterInnen, die 45 Jahre lang 
Beiträge in die Rentenversicherung eingezahlt 
haben. Für den grossen Rest gilt jedoch die von 
der SPD während der letzten Grossen Koalition 
(2005–2009) mit beschlossene Rente mit 67. 

Und wovon hat sich die Regierungs-SPD 
verabschiedet? Von Einkommenssteuererhö-
hungen für Reiche ist keine Rede mehr. Es soll, 
so die Linie der Grossen Koalition, überhaupt 
keine Steuererhöhungen geben  – auch nicht 
für Kapitalerträge. Und die SPD hält sich dar-
an, wie eine Debatte in der vergangenen Wo-
che zeigte. Es ging um die sogenannte Abgel-
tungssteuer, die wie kaum eine andere Abgabe 
illustriert, warum die Republik sozial auf dem 
Kopf steht. Denn wer Aktien hat, zahlt auf deren 
Ertrag sensationell niedrige 25  Prozent. Einge-
führt hatte diese Abgeltungssteuer der frühere 
SPD-Finanzminister Peer Steinbrück. Sein Ar-
gument: Damit die richtig Reichen nicht flüch-
ten  – beispielsweise in die Schweiz  –, senken 
wir die Steuern auf Kapitalerlöse drastisch. Wer 
dagegen, etwa als spezialisierte Fachkraft, sein 
Arbeitseinkommen versteuert, zahlt deutlich 
mehr  – und Sozialabgaben noch obendrauf. In 

Berlin hat man nur kurz darüber diskutiert, in-
zwischen ist das Thema wieder verschwunden.

Dabei warnt mittlerweile sogar die un-
ternehmerfreundliche Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD). «Deutschland sollte ein inklusiveres 
Wachstumsmodell verfolgen», heisst es in deren 
jüngstem Bericht, «basierend auf guten Löhnen, 
einem fairen Steuersystem, gleichen Bildungs-
chancen für alle und höheren Bildungsinvesti-
tionen.» OECD-Generalsekretär Angel Gurria 
trug diese Sätze in Berlin vor. Gabriel hörte auf-
merksam zu. Aber das wars dann auch.

Abschied genommen hat seine SPD auch 
von anderem. Vor wenigen Tagen hat Hans-
Ulrich Wehler, einer der angesehensten Sozial-
historiker des Landes, erneut versucht, das The-
ma «soziale Ungleichheit» an die Oberfläche zu 
bugsieren. Mit seinem Buch «Die neue Umver-
teilung» wies Wehler bereits vor etwa einem 
Jahr auf die extrem ungleiche Verteilung von 
Vermögen und Einkommen hin – und hat jetzt 
an ein weiteres Versprechen erinnert. Im Zeit-

raum von 2000 bis 2020 wurden 
und werden in Deutschland ins-
gesamt 5,7 Billionen Euro vererbt, 
mehr als die Hälfte des gesam-
ten Privatvermögens. Gäbe es in 
Deutschland, so Wehler, einen 
angemessenen Erbschaftssteuer-
satz wie in Frankreich (dort liegt 
er ab einer bestimmten Summe 
bei fünfzig Prozent), hätte die Öf-
fentlichkeit längst dringend nö-
tige Massnahmen zur Sanierung 
der Infrastruktur ergreifen kön-
nen. Stattdessen bleibt es beim 

eher kümmerlichen Erbschaftssteueraufkom-
men von 4 bis 4,5 Milliarden Euro im Jahr.

Dafür legt die SPD viel Wert auf den Schul-
terschluss mit den Wirtschaftseliten. Das ge-
plante Freihandelsabkommen (TTIP) zwischen 
der EU und den USA (siehe WOZ Nr. 20/14) biete 
viele gute Chancen, beteuert Gabriel  – obwohl 
nicht nur die von der Sozialdemokratie umwor-
benen Gewerkschaften wie die IG Metall, die So-
zial- und Verbraucherverbände, die Grünen und 
die Partei Die Linke dagegen opponieren. Selbst 
grosse, exportorientierte Konzerne gehen all-
mählich auf Distanz. Auch sie haben erkannt, 
wie marginal die von Gabriel gefeierten «positi-
ven Effekte» sind. Schliesslich prognostizieren 
selbst glühende TTIP-BefürworterInnen für das 
nächste Jahrzehnt nur wenige Zehntelprozent 
mehr Wirtschaftswachstum, sollte es zum Ab-
schluss kommen.

Und so füllt Gabriels SPD nach nur fünf 
Monaten Regierungsbeteiligung wieder ganz 
die Rolle aus, die sie früher schon hatte: Sie 
stellt sich mit den Wirtschaftseliten gut und 
klebt ein paar soziale Pflästerchen dort auf, wo 
das System besonders schmerzt. Die Rolle des 
Sanitäters ist in dieser Regierung also besetzt.

KOMMENTAR VON  WOLFGANG  STORZ,  FRANKFURT

Ein paar Pflästerchen, 
mehr nicht 
Was hatte die SPD nicht alles versprochen: Man werde sich um die Armen 
kümmern, für die Lohnabhängigen sorgen und sich für eine gerechte  
Gesellschaft einsetzen. Wie passt das mit der aktuellen Politik zusammen?

Die SPD legt  
jetzt viel  
Wert auf den  
Schulterschluss 
mit den 
Wirtschaftseliten. 

TÜRKEI

Prügel, Tritte und 
Gratiskohle
Die Reaktion des türkischen Ministerpräsidenten auf die Grubenkatastrophe 
von Soma hat im ganzen Land Demonstrationen ausgelöst. Andererseits 
kümmert sich keine Partei so sehr um die Armen wie seine AKP.

VON DIETER SAUTER, ISTANBUL

Der Minenarbeiter Taner Kurucu kann einem 
leidtun. Letzten Freitag war er in allen Zeitun-
gen und auf allen Fernsehkanälen. Da berichte-
te er, wie Ministerpräsident Tayyip Erdogan bei 
seinem Besuch in Soma kurz nach dem Unglück 
vor wütenden Bergarbeitern und ihren Ange-
hörigen in einen Supermarkt ge-
flohen war. Taner Kurucu war in 
diesem Supermarkt  – und plötz-
lich stand Erdogan vor ihm. «Der 
Ministerpräsident war wegen 
der Proteste gegen ihn sehr auf-
gebracht. Er hatte sich wohl nicht 
mehr in der Gewalt – und schlug 
mir ins Gesicht.» Zwei Tage spä-
ter ist Taner Kurucu wieder über-
all in den Schlagzeilen: «Ich habe 
den Fernsehsendern an jenem 
Abend etwas Falsches gesagt. Ich 
bitte den Ministerpräsidenten 
um Entschuldigung. Er hat mich nicht geschla-
gen, er hat mich beschützt. Seine Bodyguards 
wollten auf mich los  – und da machte er eine 
Handbewegung, um diese davon abzuhalten.»

«Meine Nation kennt diese Verleumder», 
putzte Erdogan am Montag bei seiner ersten 
Rede nach dem schwersten Minenunglück in 
der Geschichte der Türkei alle KritikerInnen ab. 
Die Arbeitssicherheitsgesetze entsprächen dem 
Standard der Europäischen Union, ergänzte der 
Arbeitsminister Faruk Celik, und der Sprecher 
der AKP, Hüysein Celik, fügte hinzu: «Die Mine 
in Soma wurde seit 2009 elfmal von den zu-
ständigen Stellen kontrolliert.» 

Während die internationale Presse um 
Adjektive ringt, um ihre Fassungslosigkeit über 
die Reaktion der türkischen Regierung ange-
sichts dieses Unglücks zu beschreiben, tritt 
Erdogan als Opfer auf, das sich aber nicht da-
von abhalten lässt, nun energisch durchzugrei-
fen. Er hat ein Demonstrationsverbot für ganz 
Soma verhängt, rasche finanzielle Hilfe für die 
Angehörigen der Opfer  verfügt – und Anfang 
der Woche sind gleich fünf Tageszeitungen mit 
derselben Überschrift erschienen: «Tag der Ab-
rechnung!» Sie zeigten Bilder von fünf Verhaf-
teten in Soma, die das Unglück mutmasslich 
mitzuverantworten hätten.

Billige Kohle fürs Wachstum

Ist das die Methode Erdogan? Einschüchterung 
von KritikerInnen, unverfrorenes Auftreten, 
begleitet von Polizeimassnahmen und einer 
Gleichschaltung der Presse?

Nein  – aber man kann anhand der Koh-
lemine in Soma viel über Erdogans Politikver-
ständnis erfahren. Tatsächlich hat er früh er-
kannt, dass ihm nur rasches und für alle spür-
bares wirtschaftliches Wachstum die Macht 
sichert. Das freie Unternehmertum fördern um 
jeden Preis ist seither das erste Ziel der AKP-
Regierung. Eine wachsende Wirtschaft aber 
braucht Energie. Allein der Kohleverbrauch hat 
in der Türkei in den letzten zehn Jahren um 
200 Prozent zugenommen. Damit profitables 
Wirtschaften möglich ist, müssen die Ener-
giekosten gering bleiben. So wurde die einst 
staatliche Kohlemine in Soma privatisiert. Die 
Löhne wurden gesenkt, die Arbeitsbedingun-
gen härter  – und die Arbeitskosten pro Tonne 
geförderter Kohle sanken von 140 US-Dollar 
auf 24, schreibt Ahmet Sik, einer der kenntnis-
reichsten Kritiker der AKP. Er wollte ein Buch 
über die Methode Erdogan verfassen und sass 
dafür über ein Jahr im Gefängnis.

Bekämpfen können die Minenarbeiter
die Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingun-
gen nur schwer. Die Gewerkschaftsgesetze aus 
der Zeit nach dem Militärputsch von 1980 gel-
ten zum grössten Teil heute noch. Sie machen 
ein gemeinsames Handeln der Lohnabhängi-
gen fast unmöglich. So gibt es 92 Einzelgewerk-
schaften  – mit einem Organisationsgrad von 
gerade einmal gut neun Prozent aller Beschäf-
tigten. Eine Gewerkschaft kann aber mit einem 
Unternehmen erst einen Gesamtarbeitsvertrag 
abschliessen, wenn ihr Organisationsgrad dort 
über fünfzig Prozent liegt.

Die Sozialprogramme der AKP

Alleinige Abnehmerin der Soma-Kohle ist üb-
rigens die staatliche Kohleverwaltung. Die

ver teilt einen Teil der so eingekauften Ware
kostenlos an die Armen. In den letzten zehn 
Jahren hat die Regierung fast achtzehn Millio-
nen Tonnen Kohle an Bedürftige verteilt, zu-
dem Kühlschränke und Lebensmittel – und das 
ist nur ein kleiner Teil ihres Sozialprogramms. 

9,5 Millionen Geringverdienende 
haben eine sogenannte Green-
card, mit der sie kostenlos medi-
zinische Versorgung in Anspruch 
nehmen dürfen; zudem erhalten 
Witwen und Arbeitslose staatli-
che Unterstützung. Dafür hat die
Regierung allein im letzten Jahr 
knapp eine Milliarde türkische 
Lira ausgegeben (umgerechnet 
420 Millionen Franken). 

Nach Angaben des Türki-
schen Amts für Statistik erhalten 
so rund zehn Millionen Men-

schen staatliche Hilfe  – zum ersten Mal übri-
gens, denn tatsächlich ist die AKP-Regierung 
die erste, die sich der Mittellosen annimmt.

Gleichzeitig hat die staatliche Woh-
nungsbaugesellschaft im letzten Jahrzehnt 
rund 600 000  Wohnungen fertiggestellt. Auch 
diese werden nur an Familien mit geringem 
Einkommen verkauft  – Kritiker sagen, nur an 
solche, die als AKP-AnhängerInnen bekannt 
sind. Egal, ob das stimmt: 600 000  Familien 
sind so über Kredite, die fünfzehn bis zwanzig 
Jahre laufen, an die staatliche Wohnungsbau-
gesellschaft gebunden. 

Dieses Sozialprogramm ist neben dem 
Wirtschaftswachstum ein weiteres wichtiges 
Standbein, auf dem die Wahlsiege der AKP ru-
hen. Soziologen wie Ali Bulac kritisieren zwar, 
dass die Armen so nur in Abhängigkeit gehal-
ten werden: «Man verteilt Fische, bringt aber 
niemandem bei, selbst Fische zu fangen.» Doch 
von den früheren Regierungen hatte sich keine 
der Armen angenommen, und es ist keine an-
dere Partei in Sicht, die sich solche Sozialpro-
gramme auf ihre Fahnen schreibt.

Wie weitverbreitet und drückend die Ar-
mut im Land sein kann, hat die Kohleminen-
gesellschaft in Zonguldak am Wochenende per 
Bekanntmachung beleuchtet. In dieser Stadt 
am Schwarzen Meer kamen 1992 bei einem 
Grubenunglück 263 Bergleute ums Leben. Zur-
zeit werden dort 115 Minenarbeiter gesucht  – 
4000 haben sich auf die Stellen beworben.

Trotzdem frohlocken einige Kommenta-
torInnen: So wie die Gezi-Proteste der Weckruf 
für einen Teil der Mittelschicht und die liberale
Intelligenz des Landes gewesen seien, so werde 
die Reaktion der Regierung auf das Unglück 
zum Weckruf für die Arbeiter werden. Das ist
eine sehr grosse Hoffnung. Erdogan seinerseits 
hofft, dass mit der Entschädigung der Angehö-
rigen und einem medienwirksamen Prozess ge-
gen mutmassliche Verursacher der Katastrophe
die Tragödie nach und nach in Vergessenheit
gerät. Wie lange dieser Prozess dauert  – und
was dabei ans Licht kommt –, ist ungewiss. Als 
im Dezember 2011 die türkische Luftwaffe ver-
sehentlich 35 Schmuggler im Südosten der Tür-
kei zu Tode bombte, versprach die Regierung 
ebenfalls rückhaltlose Aufklärung. Bis heute 
ist unklar, wer damals den Befehl gab.

Mörderische Arbeit
Vergangenes Jahr ereigneten sich in der Türkei 

laut dem Arbeits- und Sozialministerium 
jeden Tag 172 Arbeitsunfälle. 

Nach einem Bericht der Gesellschaft für Ge-
sundheit und Arbeitssicherheit starben 
2013 bei diesen Arbeitsunfällen 1237 Be-
schäftigte. 

Einer Aufstellung der Internationalen Arbeitsor-
ganisation (ILO) zufolge kommen in der 
Türkei statistisch gesehen pro 100 000  Be-
schäftigten 20,5 bei einem Arbeitsunfall 
ums Leben. Zum Vergleich: In Deutsch-
land sind es 2,3, in der Schweiz 1,3.

Und das ist wahrscheinlich nur die halbe Wahr-
heit. Fast die Hälfte aller Beschäftigungs-
verhältnisse in der Türkei sind nicht re-
gistriert, Arbeitsunfälle dort werden nicht
als solche erfasst. 

Für 115 Stellen  
in einer  
Kohlemine 
bewarben sich 
4000 Arbeiter.




